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Beratungsfolge: Haupt- und Finanzausschuss Sitzungstermin: 27.11.2002 
 Rat                                                11.12.2002 
 
 
Betreff: 
 
10. Satzung zur Änderung der Satzung zur Entsorgung von Grundstücksentwässerungs-
anlagen vom 22.12.1988 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Sankt Augustin folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
„Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt die als Anlage beigefügte Satzung zur Ände-
rung der Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen.“ 
 
 
Problembeschreibung/Begründung: 
 
Die 9. Änderung der Satzung zur Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen in 
der Stadt Sankt Augustin vom 12.12.2001 ist seit dem 01.01.2002 in Kraft. Die Entsorgung 
der Grundstücksentwässerungsanlagen wird nach der Satzung durchgeführt. 
 
Die letzte Erhöhung des in § 11 Abs. 1 Satz 1 festgelegten Gebührensatzes erfolgte zum 
01.01.2002. Wegen gestiegener Kosten ist es unumgänglich, dass der bisherige Gebüh-
rensatz von 2,50 € je m3 Frischwasser/Jahr angehoben wird. Auf die Gebührenbedarfs-
rechnung, die in der Satzungskommission beraten wurde, wird hingewiesen. 
 
Die Beratung zur Gebührenbedarfsrechnung in der Sitzung der Gebührenkommission vom 
4.11.2002 hat ergeben, dass eine Erhebung der Gebühr zur Entsorgung von Grund-
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stücksentwässerungsanlagen von 2,50 € auf 2,62 € je m3 verbrauchtem Frischwasser un-
umgänglich sei. 
 
Die Gebührenbedarfsrechnung von 2003 ist als Anlage beigefügt. 
 
In Vertretung 
 
 
 
Rainer Gleß 
Techn. Beigeordneter 
 
 
 
Die Maßnahme 
 x hat finanzielle Auswirkungen 
 hat keine finanziellen Auswirkungen 
 
Die Gesamtkosten belaufen sich auf  Euro. 
 Sie stehen im   Verw. Haushalt  Vermög. Haushalt unter der Haushaltsstelle  
 zur Verfügung. 
 Der Haushaltsansatz reicht nicht aus. Die Bewilligung über- oder außerplanmäßiger 

Ausgaben ist erforderlich. 
 Für die Finanzierung wurden bereits veranschlagt  Euro, insgesamt sind  Euro bereit-

zustellen. Davon im laufenden Haushaltsjahr  Euro. 
 
 
 


